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(Nr. 10742.) Kirchengeſetz, betreffend die Anſtellungsfähigkeit und Vorbildung der Geiſtlichen 
in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 
16. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zu— 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


81. 

Anſtellungsfähig im geiſtlichen Amte der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover iſt jeder Deutſche evangeliſch-lutheriſchen Bekenntniſſes, der 
25 Jahre alt, unbeſcholten, geiſtig geſund und frei von ſolchen körperlichen Ge— 
brechen iſt, welche die Ausübung des Amtes hindern, wenn er die Befähigung 
zur Verwaltung des geiſtlichen Amtes nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
nachgewieſen hat. 

Das Landeskonſiſtorium kann von dem Erforderniſſe des Alters befreien 
und mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten auch von 
dem kirchlichen Erforderniſſe der Reichsangehörigkeit. 

§ 2. 

Der Nachweis der Befähigung zur Verwaltung des geiſtlichen Amtes wird 
durch das Beſtehen zweier theologiſcher Prüfungen geführt. 

Die Leitung dieſer Prüfungen gehört zum Geſchäftsbereiche des Landes— 
konſiſtoriums. 
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nn 
Die §§ 7 und 8 der Königlichen Verordnung vom 4. Mai 1868, be⸗ 


treffend die theologiſchen Prüfungen in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


$ 3, 

Der erſten Prüfung muß ein ordnungsmäßiges Studium der Theologie 
von mindeſtens ſechs Semeſtern auf einer deutſchen Univerſität vorangehen, 
nachdem ein deutſches Gymnaſial-Reifezeugnis vorſchriftsmäßig erworben iſt. 

Studierende, welche in der Reifeprüfung befriedigende Kenntniſſe im 
Hebräiſchen nicht nachgewieſen haben, müſſen dieſelben durch eine beſondere 
Prüfung vor der hierzu verordneten Behörde dartun und nach dieſer noch fünf 
Halbjahre hindurch das theologiſche Studium fortſetzen. 

Auf das Univerſitätsſtudium wird die Militärdienſtzeit nicht angerechnet. 

Das Landeskonſiſtorium kann mit Genehmigung des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten in Rückſicht auf ein vorangegangenes anderes Univerfitäts- 
ſtudium als das der Theologie oder mit Rückſicht auf ein an einer außerdeutſchen 
Staatsuniverſität zurückgelegtes theologiſches Studium oder mit Rückſicht auf den 
beſonderen Bildungsgang von den vorgeſchriebenen Studienzeiten einen an⸗ 
gemeſſenen Zeitraum erlaſſen, in beſonderen Ausnahmefällen auch die Zulaſſung 
zur theologiſchen Prüfung genehmigen, wenn der Bewerber nach Ablegung der 
Nachprüfung im Hebräiſchen weniger als fünf Semeſter dem theologlſchen 
Studium gewidmet hat. 


9 4. 

Unter den Vorausſetzungen des $ 3 können nach dem Ermeſſen des Landes⸗ 
konſiſtoriums auch ſolche Kandidaten evangeliſch⸗lutheriſchen Bekenntniſſes, welche 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover nicht angehören, wohl 
aber deutſche Reichsangehörige ſind, zu der erſten Prüfung zugelaſſen werden, 
Kandidaten, welche die deutſche Reichsangehörigkeit nicht beſitzen, nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten. 
zu ermitteln, ob der zu Prüfende durch das Studium auf der Univerſität die⸗ 
jenige allgemeine wiſſenſchaftliche und theologiſche Bildung ſich erworben hat und 
überhaupt diejenigen äußeren und inneren Anlagen und Fähigkeiten beſitzt, welche, 
feiner Zeit eine wirkſame Ausübung des geiſtlichen Amtes erwarten laſſen. 0 
g Auf Grund der beſtandenen Prüfung entſcheidet das Landeskonſiſtorium, 
jener Zed eine wirkſan Ausübung des geiſtlichen Amtes erwarten laffen. 

Auf Grund der beſtandenen Prüfung entſcheidet das Landeskonſiſtorium 
über die Aufnahme in die Kandidatenliſte und Erteilung der venia concionandi, 


86. 

Das Landeskonſiſtorium überweiſt die Kandidaten der Theologie entweder 
den hannoverſchen Predigerſeminaren zu dem dort üblichen Kurſus oder einem 
Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu einer 
mindeſtens einjährigen Ausbildung im Lehrvikariate. 


=, Wi = 


Der Erlaß befonderer Beſtimmungen über das Lehrvikariat gehört zum 
Geſchäftsbereiche des Landeskonſiſtoriums. 

Das Landeskonſiſtorium iſt befugt, in beſonderen Fällen von der Vor⸗ 
ſchrift des erſten Abſatzes dieſes Paragraphen ganz oder teilweiſe zu befreien, 
auch zu geſtatten, daß das Lehrvikariat erſt nach der zweiten Prüfung ſtattfinde. 


$ 7. | 
Die Beſtimmungen über den Beſuch der Schullehrerſeminare ſeitens der 
Kandidaten der Theologie werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


88. 

Zwiſchen der erſten und der zweiten Prüfung muß eine Vorbereitungszeit 
von zwei Jahren liegen. 

Kandidaten, welche die Meldung zur zweiten Prüfung binnen vier Jahren 
ſeit dem Beſtehen der erſten Prüfung nicht vornehmen, ſind daran zu erinnern 
und können, wenn ſie dieſer Erinnerung nicht innerhalb eines Jahres Folge 
geben, von der Liſte der Kandidaten geſtrichen werden. 

Das Landeskonſiſtorium kann von dieſen Friſten ausnahmsweiſe befreien. 


§ 9. 

Der Zweck der zweiten Prüfung iſt, durch ſchriftliche und mündliche 
Proben feſtzuſtellen, ob die Kandidaten in Vertiefung und Ergänzung der auf 
der Univerſität erworbenen theologiſchen Bildung wiſſenſchaftlich und praktiſch 
ſich ſoweit gefördert haben, daß ſie für die Übertragung eines geiſtlichen Amtes 
reif ſind. 

Auf Grund der beſtandenen zweiten Prüfung beſchließt das Landeskon⸗ 
ſiſtorium über die Befähigung des Kandidaten des Predigtamts zur Anſtellung 
im geiſtlichen Amte. 

§ 10. 

Kandidaten evangeliſch-lutheriſchen Bekenntniſſes, welche die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit beſitzen und eine erſte theologiſche Prüfung bei einer deutſchen 
Prüfungsbehörde beſtanden haben, können vom Landeskonſiſtorium unter 
Befreiung von der erſten Prüfung zur zweiten Prüfung zugelaſſen werden. Vor 
der Zulaſſung find dieſelben in der Regel nach § 6 eine angemeſſene Zeit als 
Lehrvikar zu beſchäftigen. 

Kandidaten und Geiſtliche evangeliſch-lutheriſchen Bekenntniſſes, welche 
nicht die zweite Prüfung in der Provinz Hannover beſtanden haben, aber dem 
Deutſchen Reiche angehören und in ihrer Heimat als befähigt für das geiſtliche 
Amt gelten, können auch in der Provinz Hannover zu Predigtämtern präſentiert, 
gewählt und kirchenregimentlich berufen werden. Dem Landeskonſiſtorium 
bleibt es vorbehalten, ihre Zulaſſung zum geiſtlichen Amte von der mittels eines 
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Kolloquiums zu treffenden Feſtſtellung abhängig zu machen, daß ſie für den 
Dienſt in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover geeignet ſind. 

Die Beſtimmungen des Kirchengeſetzes „betreffend die Wahlen der Pfarrer 
in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 22. Dezember 
1870 werden durch dieſen Paragraph nicht berührt. Inſonderheit wird ein 
Anſpruch auf Aufnahme in das nach § 5 Abſ. 2 des Pfarrwahlgeſetzes beim 
Landeskonſiſtorium über alle wählbaren Geiſtlichen und Kandidaten zu führende 
Verzeichnis nicht begründet. 

811. 

Das Landeskonſiſtorium kann mit Genehmigung des Miniſters der geift- 
lichen Angelegenheiten Dozenten der Theologie, ordinierten Miſſionsgeiſtlichen, 
deren Gewinnung für das geiſtliche Amt mit Rückſicht auf langjährige anerkannt 
tüchtige Leiſtungen auf dem Gebiete der äußeren Miſſion im kirchlichen Intereſſe 
liegt, und Theologen aus außerdeutſchen evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemein— 
ſchaften ſowie Theologen, welche aus einer nicht evangeliſch-lutheriſchen Kirchen— 
gemeinſchaft zum evangeliſch⸗lutheriſchen Bekenntniſſe übergetreten find, die 
Fähigkeit der Anſtellung im geiſtlichen Amte beilegen, nachdem durch ein Kolloquium 
feſtgeſtellt iſt, daß ſie für den Dienſt der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover geeignet find. Es bleibt dem Landeskonſiſtorium vorbehalten, dieſelben 
vor ihrer Anſtellung als Lehrvikare zu beſchäftigen. 


§ 12. 

Die Kandidaten, welche die im § 2 angeordneten Prüfungen oder eine 
derſelben beſtanden haben, unterſtehen der Aufſicht des Landeskonſiſtoriums. 

Die Beſtimmungen der Dienſtanweiſung für die Generalſuperintendenten 
vom 8. Dezember 1902 werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Der Erlaß einer Kandidatenordnung gehört zu dem Geſchäftsbereiche des 
Landeskonſiſtoriums. 

§ 13. 

Zur allſeitigen Förderung der Kandidaten ſind nach näherer Beſtimmung 
des Landeskonſiſtoriums von dem zuſtändigen Generalſuperintendenten unter 
Zuhilfenahme einzelner Superintendenten oder Pfarrgeiſtlichen jährlich einige 
Kandidatenkonferenzen zu halten, an welchen teilzunehmen die Kandidaten ver— 
pflichtet ſind, ſoweit ſie nicht einem Predigerſeminar angehören, im Lehrvikariate 
ſtehen, oder aus dringenden Gründen vom Landeskonſiſtorium befreit werden. 


914. 
Kandidaten, welche der kirchlichen Aufficht ſich nicht fügen, ihre wiſſen— 
ſchaftliche oder praktiſche Ausbildung vernachläſſigen, oder ein für einen künftigen 
Diener der Kirche unwürdiges Verhalten bezeigen, ſind bei milderen Verſtößen 
durch eine Mahnung zu erinnern, in ſchwereren Fällen mit einem Verweiſe zu 
belegen oder in der Kandidatenliſte zu ſtreichen. 
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Das Recht der Mahnung ſteht auch den Generalſuperintendenten und 
Superintendenten zu. Die Ordnungen der Predigerſeminare werden von dieſer 
Beſtimmung nicht berührt. 

Die Entſcheidung erfolgt nach Anhörung des Kandidaten durch das Kon⸗ 
ſiſtorium, im Beſchwerdefalle durch das Landeskonſiſtorium. Lautet die Ent⸗ 
ſcheidung auf Streichung in der Kandidatenliſte, ſo muß in derſelben außer der 
Angabe der Gründe eine angemeſſene Friſt bezeichnet ſein, innerhalb welcher, vom 
Tage der Zuſtellung ab gerechnet, die Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium 
uläſſig iſt. 

Die Streichung eines Kandidaten in der Liſte hat die Entziehung aller 
dem Kandidaten beigelegten Befugniſſe zur Folge. 

Über etwaige Wiederaufnahme des Kandidaten in die Kandidatenliste ent— 
ſcheidet das Landeskonſiſtorium. 

15: 

Sind feit Ablegung der zweiten Prüfung mehr als fünf Jahre verfloſſen, 
ohne daß eine Anſtellung des Kandidaten im geiſtlichen Amte ſtattgefunden hätte, 
oder iſt ein im geiſtlichen Amte angeſtellt geweſener Geiſtlicher längere Zeit außer 
Amt geweſen, ſo iſt das Landeskonſiſtorium ermächtigt, durch ein Kolloquium 
feſtzuſtellen, ob der Kandidat beziehungsweiſe Geiſtliche noch für den Dienſt an 
der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover geeignet iſt. 


$ 16. 

Die Beſtimmungen des $ 6 finden auf ſolche Kandidaten, die bei Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes bereits ſeit einem Jahre die erſte Prüfung beſtanden haben, 
keine Anwendung. 

E 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden 
von dem Landeskonſiſtorium getroffen. 


918. 


Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Digermulen, den 16. Juli 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Studt. 


ä 


(Nr. 10743.) Kirchengeſetz, betreffend die Verſtärkung des landeskirchlichen Hilfsfonds. Vom 
16. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zus, 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


„ 
Diejenigen Ausgaben, welche zur Durchführung des Kirchengeſetzes vom 
16. Juli 1906, betreffend Anſtellungsfähigkeit und Vorbildung der Geiſtichen in 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, zu beſtreiten find, 
werden, ſoweit ſie nicht mit den aus Staatsmitteln zur Verfügung geſtellten 
Beträgen gedeckt werden, auf den gemäß § 24 Abf. 1 des Pfarrbeſoldungs⸗ 
geſetzes vom 2. Juli 1898 gegründeten landeskirchlichen Hilfsfonds übernommen. 


| 9 2. 
Dem Landeskonſiſtorium werden zur Vermehrung der Kooperatoren jährliche 
Geldmittel im Betrage bis zu 6 000 Mark aus dem landeskirchlichen Hilfsfonds 
zur Verfügung geſtellt. 
$ 3. 


Zu den in $$ 2 und 3 angegebenen Zwecken wird für den landeskirchlichen 
Hilfsfonds eine weitere jährliche Umlage von einem Viertel Prozent der von den 
Mitgliedern der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu zahlenden 
Staatseinkommenſteuer erhoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Digermulen, den 16. Juli 1906. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Studt. 
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(Nr. 10744.) Verordnung, betreffend die Vergütungen der Mitglieder der in Gemäßheit des 
§ 32 Abſ. 3 und 4 des Einkommenſteuergeſetzes gebildeten Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſionen. Vom 28. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ee. 
verordnen auf Grund des § 78 des Einkommenſteuergeſetzes (Geſetz-Samml. 1906 
S. 260), was folgt: 

Die Mitglieder der in Gemäßheit des § 32 Abſ. 3 und 4 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes (Geſetz-Samml. 1906 S. 260) gebildeten Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſionen erhalten für ihre Teilnahme an den zum Zwecke der Staats⸗ 
einkommenſteuerveranlagung ſtattfindenden Sitzungen als Entſchädigung für Ver- 
ſäumnis und Aufwand eine Vergütung 

wenn fie am Sitzungsorte wohnen, vodtnn 3 Mark, 
wenn fie außerhalb des Sitzungsortes wohnen, von ... 8 
für den Tag. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Odde, an Bord des Dampfers „Hamburg“, den 28. Juli 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 
N Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10745.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Ausübung der Schulaufſicht über die 
Provinzial⸗Idiotenanſtalten. Vom 10. Juli 1906. 


Auf den Bericht vom 30. Juni d. J. will Ich hierdurch genehmigen, daß die 
Ausübung der Schulaufſicht über die Provinzial⸗Idiotenanſtalten dem Geſchäfts⸗ 
kreiſe der Oberpräſidenten überwieſen werde. 


Drontheim, an Bord des Dampfers „Hamburg“, den 10. Juli 1906. 


Wilhelm. 
v. Studt. v. Bethmann Hollweg. 


An 
den Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und den Miniſter des Innern. 
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(Nr. 10746.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Hadamar, Herborn und Selters. 
Vom 16. Juli 1906. 5 
Auf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund— 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
(Geſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchluß— 
friſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hadamar gehörige Gemeinde Dorndorf, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Herborn gehörige Gemeinde Guſternhain, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Selters gehörige Gemeinde Herſchbach 
am 1. September 1906 beginnen ſoll. 


Berlin, den 16. Juli 1906. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 


(Nr. 10747.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Mayen. Vom 4. Auguſt 1906. 
Auf Grund der $$ 48, 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des 
rheiniſchen Rechtes vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) und des Ar⸗ 
tikels 5 der Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 
1899 Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Ans 
meldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene 
Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts in Mayen gehörige Gemeinde Boos 
am 1. September 1906 beginnen ſoll. 


Berlin, den 4. Auguſt 1906. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 


Berichtigungen. 
S. 210 Zeile 13 von oben hinter dem Worte „Gehalts“ iſt „oder“ ein— 
zuſchalten und Zeile 11 von unten muß es ſtatt „Abänderung“ „Abänderungen“ 


heißen. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz-Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


